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Betrifft. Verfahren zur Prüfung der Vereinbarkeit des Dritten”
Gesetzes zur Änderung des Hessischen Ausführungs—z*ä
gesetzes zum Sozialgerichtsgesetz (SGS) vom 6. Junii
1972 (GVBl. I s. 151) mit 5 57 Abs. 1 des Sozial—%%
gerichtsgesetzes vom 3. September 1953 (BGB1.I S.?
1239, 1326) in der Fassung der Bekanntmachung Vomä■
23. September 1975 (BGBl. I s. 2535) %g%r%

Bezug: 1. Vorlagebeschluß des Sozialgerichts Darmstadt
€?

vom 50. Oktober 1978 ss Ar 104/78 — ie
. 2. Schreiben des Vorsitzenden des Zweiten Senats

des Bundesverfsssungsgsrichts vom 18. JanuarÄ

1979—2 BVD1/79— ‘ AA">&'‚ [€
m’( 3

”i *

Zu dem Vorlagebschluß des Sozialgerichts Darmstadt vom
30.1

Oktober 1978 — S 5;Ar?104/78
— nimmt der Senat wie folgt
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Das Bundessozialgericht hat die in ihrer Gültigkeit
streitigf

Rechtsversohrift bisher nicht angewandt. Mit der
Vorschriftäz%

zusammenhängende Rebhtsstreitigkeiten stehen nicht zur
Ent?
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Der Senat hälttä 4a des Hessischen Ausführungsgesetzes zumw%ä
1351‘1s

Sesialgerichtsgesetz%(AGSGG) in der Fassung des Dritten 7%s%

Gesetzes zur Änderung des Hessischen
Ausfübbr1mgsgeseimes”SW“?ig

zumSozialgerichtsgesetz(3. ÄndG—AGSGG)vom6. Juni 1972%
(GVBl. I S. 151) für mit Bundesrecht vereinbar. Die Vor@

%%

«schrift steht insbeson■ere nicht in Widerspruch zu
dere%%„

bundesgesetzlichen Regelung des 5 57 Abs; 1 des
Sozial—e®%

gerichtsgesetzes (SGG) in der Fassung der
Bekanntmachuné®é;

vom25. September1975 (BGBl. I S 2535) » %
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Nach 9 7 Abs. 1 Satz 1 SGGwerden die Sozialgerichte
else?

Landesgerichte errichtet. Damit steht insoweit die Organi%
ää

sationsgewalt allein*den Bundesländern zu (vgl. Peters; %äf

Seutter—Wolff,«Kommenter zur Sozialgerichtsbarkeit, 4. 'Auff.2

5 7, Anm. 1,73. 81). ‘Die Organisationsgewialt umfaßt - wie *
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durch“53

:beatätigt\
_ ,

der Gerichtebezirke

und _b3. 3 SGGnochmals ausdrücklxc“

_
jefugnis zur Bestimmungun_

\Zwardürfen die Länder die ihne

Sautter—Wolff,
_ ,

Übergang von ‘echtehängigen Streitsaohen auf ein ande„

Sozialgericht nur durcthesetz (nicht durchReohtsvero&
geregelt werden können In materieller Hinsicht hingegen
hält das SGG keine 19 Befugnis der Länder Zur Bestimmung
Änderung der erieht5beztrke”regelnden oder beschränkende

Vorschriften Dém“ lä■teeich auch nicht 3us einer Vor äh

desBundesrecht‘_hef ejten‚}daß die Lander d19Bezirk &
Sozialgerichteäehtapr chend den Grenzen eines oder mé”
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anderen'Gesichtspunktenlals dadurch zuäbestimmen. daß dem;
einzelnen*$ozialgericht bestimmte Städte und Landkreise int
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ihren jeweiligen Grenzen zugeordnet werden. ‘,” 3 g,
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Dies schließt einen Widerspruch des 5 4a AGSGGgegén Bundes—Ä
@ (&!“

recht aus. Die Regelung bedeutet, daß die Bezirke der hess£Ä “

schen Sozialgerichte auf die im Zeitpunkt des Inkrafttreten
wé%g

des 3. ÄndG-SGSGGmeßgebenden Grenzen der in 5 4 AGSGG
gedääi

nannten Landkreise*“iestgeechr19ben" werden und sich desweg%■

im Falle einer Änderung dieser Grenzen mit den Gebieten dere

Landkreise nicht mehr decken. Über die'Zweckmäßigkeit einer“

solchen Regelung ist hier nicht zu befinden. Gegen die
Recht£$

mäßigkeit bestehen Jedenfalls keine Bedenken. Die
Vorschriftäff

hält sich imRahmender denLänderndurch5 7Abs. 1 SGGÄvÄ%m
liehenen 0rgenisetiohsgewdlt und

eteh%e%hi■egensatz
zu vor@ät

rangigem Bund,esrecht (Art ‚31 des Grundgesettes —GG—‘j.@e„
üMi:z „?

‘
133%ä%%ä

Entgegen der Auffassung„deewvorlegenden Gerichts liegt? ins—@@?

besondere ein Widerspruch zu 5 57 Abs.;1 SGG nicht vor.?Dieséé

Vorschrift auf der einen Seite und 5 4a AGSGGauf der
°■%é3;ä@

Seite haben unterschiedliche Regelungsgehalte. & 57 Abs.tdé$t

regelt die örtliche Zuständigkeit der Sozialgerichte und?&äg

hierfür u.a. den Wohnsitz des Klägers im Zeitpunkt der
Klage235

erhebung maßgebend sein. 5 4a AGSGG hingegen enthält
einei@ä

Regelung über die Gerichtsbezirke und ändert diese gegenüber

dem bisher geltenden Recht (@ 4 AGSGG) insofern ab, als füff

die Gerichtsbezirke nunmehr die im Zeitpunkt des Inkraft@%;„

tretens des 3. ÄndG—AGSGGbestehendenGrenzender Lendkreisé
maßgebend bleiben. Der durch 5 57 Abs.‚1 SGS

verankert?$äé“■g

satz der Meßgeblichkeit des Wohneitzee des Klägers zur&Zeää

der Klageerhebung für die Bestimmung der örtlichen Zuständi

keit der Sozialgerichtebleibt dadurchunberührt.Er éä£eii
nur dann berührt, wenn es ‘— wie offensichtlich das

vorlé%g

Gericht meint — £ür die Bestimmung der örtlichen
ZustädddÄ

V0nfBedeutungwäre, WelchenLandkreis der Wohnsitzdes Klää@4
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Fall. 5 57 Abs. 1 sec knüpft die örtliche Zuständigkeit des @
Sozialgerichts*unmittelbar an den Wohnsitz des Klägers ahnegi

Rücksicht anf"dessen Zugehörigkeit zu einem bestimmten Land—
kreis. Ihm kann daher entgegen der Ansicht des vorlegenden
Gerichts nicht entnommen werden, daß im Falle eine; Änderung

der Kreiszugehörigkeit des Wohnsitzes nunmehr auch das biähefä

für diesen anderen Kreis zuständige Sozialgericht zuständäg
werden müsse. Dies mag zweckmäßig sein. Bundesrechtlich
geboten ist; es aber nicht.

.,:- “”’ —Ä“
‘

5 4a AGSGGist‚mit£Bundesrecht yereinbaf.
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